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Zum Erfolg von Eingliederungsbeihilfen (EB): 
Struktur und Verbleib der Geförderten 

Christian Brinkmann*) 

In den Jahren 1983/84 wurde in 24 Arbeitsämtern eine Verlaufsuntersuchung durchgeführt, die sich auf 
insgesamt rd. 1900 vorgegebene Fälle gewährter Eingliederungsbeihilfe (Abgang aus dem EB-Bezug 
Januar bis August 1983) bezog. Ziel der Untersuchung war es, weitere Informationen über die Struktur 
der Geförderten und der Förderbetriebe zu erhalten, den Verbleib der Geförderten festzustellen und zu 
ermitteln, welche Faktoren zu einem erfolgreichen Einsatz der Eingliederungsbeihilfen beitragen. Die 
erste Erhebung fand Ende 1983 statt, die zweite Ende 1984, im Durchschnitt rd. 1½ Jahre nach 
Beendigung der Förderung. 
Eingliederungsbeihilfen werden in der Regel dann gewährt, wenn mehrere Wettbewerbsnachteile zugleich 
eine Rolle spielen. Die Hälfte der Betroffenen war in den letzten 5 Jahren bereits mehrfach arbeitslos 
gemeldet, für rd. 40% wurden in dieser Zeit weitere Maßnahmen nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) durchgeführt. 
Vier bis sechs Monate nach dem Ende der Förderung waren 69% der Betroffenen in Beschäftigung, 
darunter 57% noch beim gleichen Arbeitgeber. 22% waren zu diesem Zeitpunkt arbeitslos gemeldet – im 
Vergleich auch zum Ergebnis anderer Fördermaßnahmen ein beachtlicher Befund, bedenkt man, daß es 
sich um schwervermittelbare Arbeitslose handelt. Nach rd. 1½ Jahren waren sogar noch weniger (20%) 
arbeitslos gemeldet und 68% in Beschäftigung (47% beim gleichen Arbeitgeber). 
In Großbetrieben werden Eingliederungsbeihilfen bislang nur vergleichsweise selten eingesetzt, mit 
allerdings sehr hohen Verbleibsquoten. Ein Drittel der Förderung entfällt auf Kleinbetriebe (unter 10 
Beschäftigte), in denen das Förderergebnis unter dem Durchschnitt liegt (nur 34% der Geförderten sind 
nach 1½ Jahren noch dort beschäftigt). Den Kontakten zwischen Förderbetrieben und Arbeitsamt 
kommt offenbar eine große Bedeutung für die Wirksamkeit von Maßnahmen zur Eingliederung von 
Arbeitslosen zu. 

Gliederung 
1. Einleitung 

1.1 Zum Instrument der Eingliederungsbeihilfe 
1.2 Zur Anlage der Untersuchung 

 

2. Zur Struktur der mit EB geförderten Arbeitnehmer 

3. Förderungsbetriebe und ihre Beziehung zum Arbeitsamt 

4. Verbleib der Geförderten 

5. Schlußbemerkungen 

1. Einleitung 

1.1 Zum Instrument der Eingliederungsbeihilfe 
Nach § 54 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) in Verbin-
dung mit §§31 ff der Anordnung des Verwaltungsrats der 
Bundesanstalt für Arbeit (BA) zur Förderung der Arbeits-
aufnahme kann die BA Arbeitgebern zur beruflichen Ein-
gliederung von Arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit 
unmittelbar bedrohten Arbeitsuchenden, deren Unterbrin-
gung unter den üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes 
erschwert ist, Darlehen und Zuschüsse gewähren. 

*) Christian Brinkmann ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag 
liegt in der alleinigen Verantwortung des Autors. Die Daten wurden von den 
Sachbearbeitern für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in den 10 
Stützpunktarbeitsämtern bzw. benachbarten Arbeitsämtern erhoben. Ihnen sei 
an dieser Stelle für ihre Mitwirkung an der Erhebung gedankt. 

1) § 31 der Anordnung des Verwaltungsrats der Bundesanstalt für Arbeit zur 
Förderung der Arbeitsaufnahme (FdA-Anordnung) in der Fassung vom 16. 
März 1982. 

2) So kam eine quantitative Wirkungsanalyse des Wissenschaftszentrums Berlin 
zu dem Ergebnis, „daß die Mitnehmereffekte oder die Verdrängungseffekte 
oder die Rotationseffekte im Zusammenhang mit den Eingliederungsbeihilfen 
erheblich sein müssen“. G. Schmid, Strukturierte Arbeitslosigkeit und 
Arbeitsmarktpolitik, Athenäum, Königstein/Ts., 1980, S. 242. 

Nach der Anordnung der BA handelt es sich in der Regel um 
bis zu 50% (im Ausnahmefall bis zu 70%) des Arbeitsent-
gelts für höchstens l Jahr, wobei allerdings eine Ausweitung 
der Förderzeit angestrebt wird. Die Eingliederungsbeihilfe 
ist dann vom Arbeitgeber – zumindest teilweise – zu erstat-
ten, wenn 
1. während des Förderungszeitraumes oder 

2. im Anschluß an den Förderungszeitraum während einer 
Frist, deren Dauer dem Förderungszeitraum entspricht und 
ein Jahr nicht übersteigt (Nachbeschäftigungsfrist) 

das Arbeitsverhältnis aus Gründen gelöst wird, die der 
Arbeitgeber zu vertreten hat. 
Im zweiten Fall ist Voraussetzung für die Erstattungspflicht 
allerdings, daß sich der betroffene Arbeitnehmer innerhalb 
der Nachbeschäftigungsfrist arbeitslos meldet. 

In der entsprechenden Anordnung der BA wird u. a. auch 
festgelegt, daß die Unterbringung unter den üblichen Bedin-
gungen des Arbeitsmarktes insbesondere dann erschwert ist, 
wenn Arbeitnehmer aus in ihrer Person liegenden Gründen 
ohne Eingliederungsbeihilfe in absehbarer Zeit nicht vermit-
telt werden können.1) 

Nachbeschäftigungsfrist und Einschränkung der Förderung 
auf in der Person des Arbeitnehmers liegende Eingliede-
rungshemmnisse wurden am 1. 7. 1981 eingeführt, nachdem 
die Förderzahlen 1977 auf über 100 000 Fälle heraufge-
schnellt waren und Zweifel an der Wirksamkeit dieses 
Instruments auftauchten.2) Bis 1981 gingen dann die Förder-
fälle auf unter 25 000 zurück, 1983 waren es 31 000, 1984 
waren es 36 000, bei weiterhin leicht steigender Tendenz. 

Zwar konnte in den letzten Jahren die Statistik über die 
Struktur der Förderfälle wesentlich verbessert werden, wie 
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auch aus den statistischen Vergleichszahlen der Tabelle l 
hervorgeht. Im Hinblick auf die beträchtlichen Fördermit-
tel, die für EB beansprucht werden – im Jahre 1984 hat die 
BA hierfür gut 200 Mio. DM ausgegeben – und die erkenn-
bare Ausweitungstendenz sind jedoch weitergehende Infor-
mationen zur Struktur und insbesondere über den Verbleib 
der Geförderten unabdingbar, um den Erfolg und die Wirk-
samkeit dieses Instruments der Arbeitsmarktpolitik besser 
abschätzen zu können. Mit diesem Instrument soll ja die 
Struktur der Arbeitslosigkeit zugunsten der Schwervermit-
telbaren beeinflußt – d. h. der Strukturalisierung der 
Arbeitslosigkeit3) entgegengewirkt – werden, was nur gelin-
gen kann, wenn mit der Förderung auch dauerhafte Einglie-
derungsergebnisse erzielt werden. 

1.2 Zur Anlage der Untersuchung 
Im Rahmen der Verlaufsuntersuchung des IAB bei Arbeits-
losen (Projekt 2-152)4) wurde deshalb 1983/84 in Abstim-
mung mit der zuständigen Fachabteilung eine Zusatzerhe-
bung durchgeführt. Von den Sachbearbeitern für Arbeits-
markt- und Berufsforschung wurden in den 10 Stützpunkt-
arbeitsämtern bzw. benachbarten Arbeitsämtern jeweils bis 
zu 200 vorgegebene Einzelfälle gewährter Eingliederungs-
beihilfe (von Januar bis August 1983 alle dort statistisch 
registrierten Abgänge aus dem EB-Bezug) untersucht, ins-
gesamt 1892 Fälle. Ziel der Untersuchung war es, weitere 
Informationen über die Struktur der Geförderten und der 
Förderbetriebe zu erhalten, den Verbleib der Geförderten 
festzustellen und zu ermitteln, welche Faktoren zu einem 
erfolgreichen Einsatz der Eingliederungsbeihilfen beitragen. 
Die erste Erhebung fand Ende 1983, also wenige Monate 
nach Beendigung der Förderung statt. Allerdings war zu 
diesem Zeitpunkt bei einem Teil der Fälle die vorgeschrie-
bene Nachbeschäftigungsfrist noch nicht abgelaufen. Vor 
allem deshalb wurde Ende 1984 im Hinblick auf die gleichen 
Förderfälle eine Nacherhebung durchgeführt. Damit sind 
auch Aussagen über den längerfristigen Verbleib der Geför-
derten (im Durchschnitt rund 1½ Jahre nach Beendigung 
der Förderung) möglich. 
Die Informationen wurden im Arbeitsamt selbst, insbeson-
dere aus den Vermittlungsunterlagen, den Leistungsakten 
sowie in Gesprächen mit den Vermittlungskräften, Arbeits-
beratern, Abschnittsleitern und Nebenstellenleitern gewon-
nen. In einem Teil der Fälle ergab sich auch die Notwendig-
keit zu Rückfragen bei den Beschäftigungsbetrieben und/ 
oder den Geförderten selbst, um den Verbleib zu klären. 
Neben einer Reihe von weiteren Daten wurden auch Merk-
male einbezogen, die seit 1983 im Rahmen der BA-Statistik 
über Eingliederungsbeihilfen regelmäßig erfaßt werden und 
für jeden Einzelfall der Stichprobe zur Verfügung standen. 
Tabelle l enthält entsprechende Aufgliederungen sowohl für 
die vorliegende Stichprobe aus den insgesamt 24 Arbeits-
amtsbezirken (EB-Abgänge Januar bis August 1983) als auch 

3) Brinkmann C., Strukturen und Determinanten der beruflichen Wiederein-
gliederung von Langfristarbeitslosen, in: MittAB 2/1978. 
Karr W., Zur Strukturalisierung der Arbeitslosigkeit: Umfang der Zielgruppen 
am Arbeitsmarkt unter Berücksichtigung von Mehrfachbeeinträchtigungen und 
Doppelzählungen, in: MittAB 2/1979. Brinkmann C., Verbleib und 
Vermittlungsprobleme von Arbeitslosen, in: MatAB 5/1983. 
Büchtemann C. F., „Der Arbeitslosigkeitsprozeß. Theorie und Empirie 
strukturierter Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik Deutschland“, in: Bonß 
W., Heinze R. G., Arbeitslosigkeit in der Arbeitsgesellschaft, Suhr-kamp (NF 
212), Frankfurt/M., 1984. 

4) Zur Beschreibung der Untersuchung vgl. Brinkmann C., Schober K., 
Methoden und erste Ergebnisse aus der Verlaufsuntersuchung des IAB bei 
Arbeitslosen, in: MittAB 2/1982. 

Vergleichszahlen über alle ER-Zugänge Januar bis August 
1983 (statistische Auswertungen über EB-Abgänge liegen 
für diesen Zeitraum nicht vor) und das gesamte Jahr 1984. 
Obwohl mit der Erhebung keine volle Repräsentativität 
angestrebt werden konnte, ist die Übereinstimmung der 
Strukturen doch so groß, daß insgesamt offenbar keine 
erheblichen Beschränkungen im Hinblick auf die Verallge- 
meinerbarkeit der Ergebnisse bestehen. 
Der Anteil der Langfristarbeitslosen (l Jahr oder länger) 
unter den EB-Förderfällen ist 1984 – der Entwicklung der 
durchschnittlichen Dauer der Arbeitslosigkeit folgend –
immerhin auf 38% angestiegen. Im Rahmen der vorliegen-
den Stichprobe beträgt dieser Anteil 27%. Im Hinblick 
darauf, daß ehemalige Langfristarbeitslose auch nach der 
Förderung etwas häufiger wieder arbeitslos werden (siehe 
unten), könnte dies zur Folge haben, daß im Vergleich zur 
Stichprobe bei den aktuell Geförderten auch etwas größere 
Wiedereingliederungsprobleme bestehen. Der Verbleib der 
Geförderten hängt jedoch nicht so stark von diesem Merk-
mal (und einigen weiteren kleineren Strukturunterschieden 
zwischen Stichprobe und den im Jahre 1984 mit EB Geför-
derten) ab, als daß die Ergebnisse insgesamt dadurch in 
Frage gestellt werden könnten. 
Im folgenden soll zunächst auf einige Strukturmerkmale der 
Geförderten eingegangen werden, d. h. auch auf die Wie-
dereingliederungshemmnisse bzw. Wettbewerbsnachteile 
der Geförderten und den Einsatz weiterer Förderungsin-
strumente nach dem AFG. Anschließend geht es um den 
Förderbetrieb und seine Beziehung zum Arbeitsamt, soweit 
dies aus den Förderungsunterlagen entnommen bzw. im 
Arbeitsamt erfahren werden konnte. Im vierten Teil wird 
der Verbleib der Geförderten zu beiden Erhebungszeit-
punkten, auch in Abhängigkeit von weiteren personenbezo-
genen und betriebsbezogenen Merkmalen, beschrieben. 

2. Zur Struktur der mit EB geförderten Arbeitnehmer 
Vergleicht man die Struktur der EB-Förderfälle mit der 
Struktur der Abgänge aus der Arbeitslosigkeit, dann lassen 
sich einige deutliche Schwerpunkte der Förderung erken-
nen: Zwar zeigt sich einerseits eine breite Streuung der 
Förderfälle nach den üblichen demografischen und qualifi-
katorischen Merkmalen (Tabellen l und 2). Deutsche sind 
jedoch gegenüber Ausländern, Männer gegenüber Frauen, 
Altere gegenüber Jüngeren und Langfristarbeitslose gegen-
über Kurzfristarbeitslosen deutlich überrepräsentiert. 
Der überwiegende Teil der Geförderten (68%) war zuletzt 
vor der Arbeitslosigkeit bzw. der Förderung als Arbeitneh-
mer voll erwerbstätig (76% bei Abgängern aus der Arbeits-
losigkeit insgesamt). Immerhin 4% waren unmittelbar zuvor 
in einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme. Der Anteil der 
Berufsanfänger (aus betrieblicher Ausbildung, schulischer 
Ausbildung oder sonstige ohne bisherige Erwerbstätigkeit) 
betrug zusammen 16%, mehr als der vergleichbare Anteil 
unter den Arbeitslosen. Da bei den Förderfällen des Jahres 
1984 der Anteil der unter 20jährigen niedriger war als in der 
Stichprobe, könnte seit 1983 auch der Anteil der Berufsan-
fänger, die Eingliederungsbeihilfe erhielten, zurückgegan-
gen sein (genaue Vergleichszahlen für das gesamte Jahr 1983 
liegen nicht vor). 
19% der Geförderten, die vor der Maßnahme arbeitslos 
gemeldet waren, hatten von vornherein keinen Anspruch auf 
Leistungen nach dem AFG, wobei es sich überwiegend um 
Berufsanfänger und Geförderte mit einer Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit handeln dürfte. 
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In 49% der Fälle wurden Eingliederungsbeihilfen für Hilfs-
arbeitertätigkeiten gewährt. Vor der Förderung betrug der 
entsprechende Anteil 39%, ein deutlicher Hinweis auch auf 
berufliche Abstiege, die sich zum Teil als Folge von Arbeits-
losigkeit bzw. Langfristarbeitslosigkeit und entsprechenden 
Wiedereingliederungsproblemen ergeben. 
Soweit aus den vorliegenden Vermittlungs- und Förderungs-
unterlagen ersichtlich, war die Hälfte der Arbeitslosen in 
den letzten 5 Jahren bereits mehrmals arbeitslos5), ein Viertel 
dreimal oder öfter. Dies hat auch zur Folge, daß die 
Gesamtdauer der Arbeitslosigkeit in den letzten 5 Jahren im 
Durchschnitt größer ist als die (auch im Rahmen der Stati-
stik ermittelte) Dauer der Arbeitslosigkeit im Sinne der 
Förderungsvoraussetzungen. Diesen entsprechend waren 
27% der in die Stichprobe einbezogenen Geförderten zuvor 
länger als ein Jahr arbeitslos, bezogen auf den gesamten 
Zeitraum der letzten 5 Jahre waren es aber immerhin rund 
40%. 
Fragt man nach den Gründen für die Gewährung von Ein-
gliederungsbeihilfe, wird als Hauptgrund in einem Viertel 
der Fälle (1984 sogar in einem Drittel der Fälle) auf langfri-
stige Arbeitslosigkeit hingewiesen. Weiterhin spielen als 
„Wettbewerbsnachteile“ vor allem fortgeschrittenes Alter, 
gesundheitliche Einschränkungen, keine abgeschlossene 
Berufsausbildung oder mangelnde Berufserfahrung eine 
Rolle. In 10% der Fälle geben Einschränkungen, die in der 
Person des Arbeitnehmers liegen, den Ausschlag. 

5) Zum Vergleich: Im Rahmen der Arbeitslosen-Verlaufsuntersuchung des IAB 
(Zugänge Nov. 81) traf dies für 37% der Arbeitslosen zu. 
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Häufig kumulieren sich mehrere solche Risikofaktoren, die 
die Wiedereingliederung eines Arbeitslosen oder (in 6% der 
Fälle) eines von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeitsuchenden 
erschweren und eine Eingliederungsbeihilfe erforderlich 
machen. Deshalb wurden im Rahmen der vorliegenden 
Erhebung nicht nur der Hauptgrund, sondern alle aus den 
Unterlagen ersichtlichen Bewilligungsgründe erfaßt und 
gemeinsam mit dem Hauptgrund ausgewertet, der für die 
Bewilligung der EB ausschlaggebend war (Tabelle 3). Dem-
nach verknüpfen sich fortgeschrittenes Alter, gesundheitli-
che Einschränkungen, mangelnde Berufserfahrung und in 
der Person des Arbeitnehmers liegende Einschränkungen 
vor allem mit langfristiger Arbeitslosigkeit. Bei fehlender 
abgeschlossener Berufsausbildung fehlt häufig auch die 
Berufserfahrung (in der Hälfte der Fälle), ebenso wenn die 
Betroffenen nach einer betrieblichen Ausbildung nicht über-
nommen wurden (drei Viertel der Fälle). In nur 12% der 
Förderfälle spielt lediglich einer der aufgeführten Wettbe-
werbsnachteile eine Rolle (40% zwei, 36% drei, 13% mehr 
als 3). 
Im Durchschnitt sind unter Berücksichtigung der Mehrfach-
nennungen pro Fall 2,5 der in Tabelle 3 aufgeführten Wett- 

bewerbsnachteile für die Bewilligung der Eingliederungsbei-
hilfe von Bedeutung gewesen. Mehr noch als bei der 
Betrachtung einzelner Risikofaktoren wird dadurch deut-
lich, daß Eingliederungsbeihilfen in der Tat in starkem 
Umfang bei erheblich reduzierten Wiedereingliederungs-
chancen eingesetzt werden, wie dies auch von der Intention 
her bei diesem Instrument zur Förderung der Arbeitsauf-
nahme zu erwarten ist. Dies ist bei der Bewertung der unten 
aufgeführten Informationen zum Verbleib der Geförderten 
zu beachten. 

Für gut 40% der mit Eingliederungsbeihilfen geförderten 
Arbeitnehmer wurden in den letzten 5 Jahren weitere Maß-
nahmen nach dem AFG durchgeführt (Tabelle 4). Abgese-
hen von sonstigen FdA-Maßnahmen (14%) und wiederhol-
ten Eingliederungsbeihilfen (5%) spielen vor allem Maßnah-
men zur beruflichen Fortbildung und Umschulung ein-
schließlich der Maßnahmen nach § 41 a AFG eine Rolle 
(zusammen 17%), aber auch Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men (8%). 

Bestimmte Förderungsinstrumente werden offenbar zum 
Teil auch parallel eingesetzt (vor allem in Verbindung mit 
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den Sonderprogrammen zur Förderung von Schwerbehin-
derten, zum Teil auch mit Länderprogrammen zur Förde-
rung von Teilzeitarbeit). Überwiegend dürften weitere För-
derungsmaßnahmen dem Einsatz von Eingliederungsbeihil-
fen vorgelagert gewesen sein, ohne daß diese immer unmit-
telbar aufeinander gefolgt sein müssen. 
Insgesamt 6% der Geförderten haben im Anschluß an die 
Eingliederungsbeihilfe an weiteren Maßnahmen nach dem 
AFG teilgenommen. 
Grundsätzlich wirft der wiederholte Einsatz von Förde-
rungsmaßnahmen die Frage nach ihrer Planbarkeit (im Sinne 
eines Eingliederungsplans für schwervermittelbare Arbeits-
lose) auf. Dieser Frage wurde im vorliegenden Zusammen-
hang nicht weiter nachgegangen. Im Hinblick darauf, daß 
„Förderketten“ doch häufiger erkennbar sind, scheint sie 
aber von großer Bedeutung für einen effizienten Einsatz von 
Fördermitteln und Vermittlungsbemühungen. 

3. Förderbetriebe und ihre Beziehung zum Arbeitsamt 
Rund 40% der Eingliederungsbeihilfen (1984: fast 50%) 
entfielen auf Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes (ohne 
Baugewerbe, Tabelle 1). Ein beachtlicher Teil der Geförder-
ten war aber auch im Baugewerbe (11%), im Handel (17%) 
und im Dienstleistungsbereich (18%) beschäftigt, bei den 
Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen waren es 
nur 5% (1984: 1%). 
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Im Hinblick darauf, daß die Struktur der Förderbetriebe 
einen erheblichen Einfluß auf den Erfolg von Eingliede-
rungsmaßnahmen haben kann, wurden im Rahmen der vor-
liegenden Untersuchung hierzu weitere Informationen ein-
geholt. Die Möglichkeiten waren allerdings insoweit 
beschränkt, als in der Regel eine Kontaktaufnahme und 
Befragung des betreffenden Betriebs nicht vorgesehen war, 
die Informationsmöglichkeiten sich also auf den Kenntnis-
stand im Arbeitsamt (bzw. bei den dort mit dem Förderfall 
befaßten Fachkräften) reduzierten. 
Mehr als zwei Drittel der Geförderten waren demnach in 
Klein- und Mittelbetrieben (bis unter 50 Arbeitnehmer) 
beschäftigt (Tabelle 5). Auf Großbetriebe (1000 oder mehr 

 
6) Gemeinsame Auswertung von Daten der Teilnehmerstatistik und der 

Leistungsempfängerdatei der BA. Vgl. hierzu Hofbauer H., W. Dadzio, 
Berufliche Weiterbildung für Arbeitslose, in: MittAB 2/1984. 

den Zeitraum eine größere Abnahme der Beschäftigtenzahl 
erkennbar war, eine mit Eingliederungsbeihilfe geförderte 
Neueinstellung vorgenommen, nur 7% der Geförderten 
entfielen auf solche Betriebe. Weit überwiegend wurde im 
Hinblick auf die Beschäftigung bei den Förderbetrieben 
keine wesentliche Veränderung festgestellt, dabei sind 
jedoch die aufgezeigten beschränkten Möglichkeiten zur 
Informationsbeschaffung zu beachten. 
Nach Auskunft der Arbeitsämter bestehen zu zwei Dritteln 
der Förderbetriebe regelmäßige Kontakte, ebensoviele 
haben auch in den letzten Jahren schon Arbeitnehmer mit 
Eingliederungsbeihilfen oder Einarbeitungszuschüssen ein-
gestellt. 
In gut einem Viertel der Fälle ging der Vorschlag zum 
Einsatz von Eingliederungsbeihilfen auch vom Arbeitgeber 
aus, wobei die näheren Umstände des „Aushandelns“ nicht 
weiter untersucht werden konnten. Eine nicht zu vernach-
lässigende Minderheit der Betriebe, in denen geförderte 
Arbeitnehmer beschäftigt wurden, hat allerdings nur selten 
oder keine regelmäßigen Kontakte zum Arbeitsamt. Dies 
hat auch Rückwirkungen auf die Weiterbeschäftigung von 
Geförderten, wie im folgenden noch gezeigt wird. 

4. Verbleib der Geförderten 
Ende des Jahres 1983 (Zeitpunkt T1) waren 69% der unter-
suchten Fälle (die spätestens im August des gleichen Jahres 
aus der Förderung ausgeschieden waren) in Beschäftigung, 
darunter 57% noch beim gleichen Arbeitgeber (Tabelle 6). 
In 10% dieser Förderfälle war allerdings die vorgeschriebene 
Nachbeschäftigungsfrist noch nicht ausgelaufen. 22% waren 
zu diesem Zeitpunkt wieder arbeitslos gemeldet, wobei der 
Prozentsatz in den untersuchten Regionen zwischen 16% 
und 27% schwankt. 
Zum Vergleich: Nach einer anderen Verlaufsuntersuchung 
des IAB6) waren bei etwa gleichem Bezugszeitraum (Ende 
der Förderung im 2. Quartal 1983, Untersuchung bis Ende 
1983) im Falle der Gewährung eines betrieblichen Einarbei-
tungszuschusses am Ende des Jahres 9% arbeitslos (= Bezie-
her von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe, da unter-
stellt werden kann, daß eine erneute Arbeitslosigkeit bei 
diesen Personenkreis in der Regel auch zum Bezug dieser 
Leistungen führt). Bedenkt man die aufgezeigte Struktur der 
Teilnehmer – bei der Gewährung von Eingliederungsbeihil-
fen spielen in aller Regel mehrere Risikofaktoren im Hin-
blick auf die berufliche Wiedereingliederung eine Rolle -, ist 
der mit der Eingliederungsbeihilfe erzielte Förderungser-
folg, zunächst in der hier zugrunde gelegten kurzfristigen 
Perspektive, beachtlich. 
Der insgesamt recht positive Eindruck verstärkt sich noch, 
berücksichtigt man die Ergebnisse der Zweiterhebung Ende 
1984, also rund 1½  Jahre nach Beendigung der Förderung. 
Zu diesem zweiten Zeitpunkt waren zwar nur noch 47% der 
Geförderten beim gleichen Arbeitgeber beschäftigt, in fast 
gleichem Umfang wie der Rückgang stieg jedoch die Zahl 
derer, die bei einem anderen Arbeitgeber beschäftigt waren. 
20% der Geförderten waren zu dieser Zeit arbeitslos gemel-
det, etwas weniger sogar als ein Jahr zuvor. 
Im Falle einer Beendigung des geförderten Beschäftigungs-
verhältnisses ging die Kündigung in zwei von drei Fällen 
vom Arbeitgeber aus; in mehr als zwei Drittel der Fälle 
waren in der Person des Arbeitnehmers liegende Kündi-
gungsgründe vermerkt. Soweit es sich um Arbeitgeberkün-
digungen handelte, standen dabei fachliche, im Verhalten 
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des Arbeitnehmers liegende und gesundheitliche Kündi-
gungsgründe im Vordergrund. Wegen der vorgegebenen 
Verknüpfung von Kündigungsgründen mit möglichen 

Rückzahlungspflichten ist es allerdings möglich, daß in der 
Person des Arbeitnehmers liegende Kündigungsgründe 
überbetont worden sind, weil sie in jedem Fall eine Rück-
zahlungspflicht ausschließen. Arbeitnehmerkündigungen 
erfolgten naturgemäß fast ausschließlich aus personenbezo-
genen Gründen, wobei vor allem der Wechsel zu einem 
anderen Arbeitgeber, Umzüge und gesundheitliche Gründe 
eine Rolle spielen. 
Betrachtet man die zwischen beiden Erhebungszeitpunkten 
erfolgten zusätzlichen Auflösungen des Beschäftigungsver-
hältnisses als weitgehend unproblematisch, weil sie im 
wesentlichen fluktuationsbedingt waren und weder den 
Anteil der arbeitslos Verbliebenen erhöht noch den Anteil 
der Beschäftigten insgesamt verringert haben, dann ist vor 
allem die zeitliche Struktur der Kündigungen bis zum Zeit-
punkt der Ersterhebung zu beachten: Wurden die geförder-
ten Beschäftigungsverhältnisse aufgelöst, geschah dies in der 
Hälfte der Fälle bis zum Zeitpunkt Tl bereits während der 
Förderungszeit, bei einem Drittel während der Nachbe-
schäftigungsfrist und nur bei 16% nach Ablauf dieser Nach-
beschäftigungsfrist. Dies deutet darauf hin, daß die Ent-
scheidung, ob der Geförderte tatsächlich in ein Dauerar-
beitsverhältnis einmündet, häufig frühzeitig fällt, so daß hier 
auch ein Ansatzpunkt für mögliche zusätzliche Beratungs-
aktivitäten seitens des Arbeitsamtes besteht. Im Rahmen der 
durchgeführten Recherchen wurde in vielen Fällen deutlich, 
daß solche nachgehende Betreuung wünschbar und notwen-
dig gewesen wäre, wegen Personalmangel in den Arbeitsäm-
tern aber unterbleiben mußte.7) 
In regionaler Gliederung schwankt der Anteil derjenigen 
Geförderten, die zum Zeitpunkt der Zweiterhebung erneut 
arbeitslos gemeldet waren, zwischen 12 und 25%, wobei die 
niedrigsten Anteile in den süd- und südwestdeutschen 
Regionen mit vergleichsweise günstiger Arbeitsmarktsitua-
tion zu verzeichnen waren, während in Regionen mit ver-
gleichsweise hoher Arbeitslosigkeit (Städte des Ruhrgebiets, 
Küstengebiet) auch die Wiedereingliederung von schwerver-
mittelbaren Arbeitslosen mit Hilfe von Eingliederungsbei-
hilfen weniger erfolgreich war. 
Tendenziell sind Frauen, insbesondere diejenigen in Teil-
zeitarbeit, in etwas größerem Umfang als Männer 1½ Jahre 
nach Beendigung der Förderung noch beim gleichen Arbeit-
geber beschäftigt, der Anteil derer, die sich erneut arbeitslos 
gemeldet haben, ist etwas niedriger. Die Unterschiede zwi-
schen männlichen und weiblichen Geförderten sind in dieser 
Hinsicht jedoch nicht sehr groß (Tabelle 7). 
Auch nach dem Alter der Geförderten unterscheidet sich der 
Erfolg des Einsatzes von EB kaum, mißt man ihn am Anteil 
derjenigen, die erneut arbeitslos geworden sind. Allerdings 
waren nur 31% der unter 20jährigen zur Zeit der Nacherhe-
bung noch beim gleichen Arbeitgeber beschäftigt, gegenüber 

7) Vgl. hierzu auch die Ergebnisse der Begleitforschung zum Sonderprogramm 
der Bundesregierung für Regionen mit besonderen Beschäftigungsproblemen 
vom Mai 1979, das in seinem 2. Schwerpunkt Lohnkostenzuschüsse 
(„Einarbeitungshilfen“, „ergänzende Eingliederungshilfen“) zur 
Wiedereingliederung von schwervermittelbaren Arbeitslosen vorsah. Auf-
grund von Betriebsbefragungen kommt Semlinger zu dem Schluß, daß ein 
Lohnkostenzuschuß betriebliche Entscheidungsprozesse allenfalls erleichtern 
kann, „er ist jedoch nicht entscheidungsbestimmend“. Für seinen 
erfolgreichen Einsatz sind intensive vorbereitende Vermittlungsgespräche und 
Kontakte mit dem Beschäftigungsbetrieb ebenso erforderlich wie 
Bemühungen zur nachgehenden Beschäftigungsstabilisierung. Vgl. Semlinger 
K., „Die Wiedereingliederung schwervermittelbarer Arbeitsloser“, in: Scharpf 
F. W. et al., Aktive Arbeitsmarktpolitik. Erfahrungen und neue Wege, 
Campus, Frankfurt/M. und New York, 1982, S. 83 f, 86 und Semlinger, K., 
Lücker, K.,Lohnkostensubventionen zur Wiedereingliederung von 
ungelernten und längerfristig Arbeitslosen. Schlußbericht, Wis-
senschaftszentrum Berlin, 1983, (IIM/LMP 83-3). 
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60% bei den 50- bis unter 55jährigen und 52% bei den 55 
Jahre oder älteren. Je jünger die Geförderten sind, desto 
größer ist der Anteil derjenigen, die in der Zwischenzeit zu 
einem anderen Arbeitgeber übergewechselt sind (bei den 
unter 20jährigen immerhin 31%). Bei den unter 20jährigen 
wie bei den über 55jährigen spielen darüber hinaus in etwas 
überdurchschnittlichen Umfang „sonstige“ Übergänge in 
die Nichterwerbstätigkeit (Bildung, Haushalt, Rente, etc.) 
eine Rolle. 
Die vergleichsweise wenigen Geförderten, die als Arbeitssu-
chende von Arbeitslosigkeit bedroht waren, sind nach 1½ 
Jahren zu 62% noch beim gleichen Arbeitgeber beschäftigt 
gewesen, vergleichsweise wenige (11%) waren arbeitslos 
gemeldet. 
Geförderte, die vor der Maßnahme länger als 2 Jahre 
arbeitslos waren, sind in üdurchschnittlichem Umfang 
beim gleichen Arbeitgeber verblieben, von ihnen ist aber 
auch jeder Vierte nach 1½ Jahren erneut arbeitslos gewesen. 
Gleiches gilt für diejenigen, die vor der Arbeitslosigkeit in 
einer AB-Maßnahme beschäftigt waren. Die besonderen 
Vermittlungsschwierigkeiten bei beiden Gruppen zeigen 
sich vor allem daran, daß nur vergleichsweise wenige von 
ihnen zu dieser Zeit bei einem anderen Arbeitgeber beschäf-
tigt waren. 
Überdurchschnittlich große Schwierigkeiten (niedrige Ver-
bleibsquote beim Förderbetrieb, hohe Anschlußarbeitslosig-
keit) sind weiterhin erkennbar bei Geförderten, die 
- in den letzten 5 Jahren vor der Förderung fünfmal oder 

öfter arbeitslos waren, 

- als Wettbewerbsnachteil Einschränkungen, die in der Per-
son des Arbeitnehmers liegen, aufweisen, oder 

- die Erwerbstätigkeit 3 Jahre oder länger unterbrochen 
hatten. 

Der Anteil der Geförderten mit Hochschulausbildung, die 
erneut arbeitslos gemeldet waren, betrug nur 6%, auch bei 
einer schulischen Ausbildung liegt dieser Anteil unter dem 
Durchschnitt. Diese Gruppen sind häufiger als andere zu 
einem anderen Arbeitgeber übergewechselt, der Verbleib 
beim Förderbetrieb entspricht etwa dem Durchschnitt. 
Mit der Dauer der Förderung nimmt auch der Anteil derje-
nigen zu, die zur Zeit der Erhebung erneut arbeitslos gemel-
det waren. Dies dürfte vor allem darauf zurückzuführen 
sein, daß Arbeitslose mit besonders großen Vermittlungs-
problemen häufiger länger gefördert werden. 
Auch die Differenzierung nach Wirtschaftsbereichen und 
Beschäftigungsbetrieben läßt einige, zum Teil überraschend 
deutliche Unterschiede im Hinblick auf den Eingliederungs-
erfolg beim Einsatz von Eingliederungsbeihilfen erkennen. 
„Spitzenreiter“ sind die Gebietskörperschaften/Sozialversi-
cherungen (Verbleib beim gleichen Arbeitgeber: 89%), die 
Energiewirtschaft (64%), Kreditinstitute und das Versiche-
rungsgewerbe (64%) sowie Organisationen ohne Erwerbs-
charakter (62%), auf die aber jeweils nur ein kleiner Teil der 
Geförderten entfällt. Inwieweit hier eine besondere Selek-
tion (Auswahl von Arbeitslosen mit weniger gravierenden 
Vermittlungshemmnissen) und/oder besonders günstige 
Wiedereingliederungsbedingungen (einschließlich z. B. 
guter Kontakte zum Arbeitsamt) eine Rolle spielen, läßt sich 
im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht eindeutig 
klären. In den Bereichen Verkehr und Nachrichtenübermitt-
lung sowie im Handel waren nur knapp unter 40% der 
Geförderten nach 1½ Jahren noch beim gleichen Arbeitge- 
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her beschäftigt. Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes 
reicht die Spannweite von 55% (Chemisches Gewerbe, 
Mineralöl- und Kunststoffverarbeitung) bis 41% (Nah-
rungs- und Genußmittelgewerbe, Eisen- und Metallerzeu-
gung/-verarbeitung; ohne Tabelle). 
In Kleinbetrieben unter 10 Beschäftigten, in denen immerhin 
ein Drittel der Geförderten gearbeitet hat, waren nach VA 
Jahren nur noch 34% beim gleichen Arbeitgeber verblieben. 
Mit zunehmender Betriebsgröße steigt dieser Anteil konti-
nuierlich (89% bei 1000 oder mehr Beschäftigten). Auch 
hier ist den Gründen für solche Unterschiede weiter nachzu-
gehen (Zusammenhang mit Wirtschaftszweigstruktur, 
Beschäftigungsentwicklung, Kontakte zum Arbeitsamt und 
anderes). 
Gleichermaßen ungünstig ist das Förderergebnis im Hand-
werk (Verbleib beim gleichen Arbeitgeber: 29%), in Betrie-
ben mit einer schrumpfenden Belegschaftszahl (35%) und in 
Betrieben ohne regelmäßige/gelegentliche Kontakte mit dem 
Arbeitsamt (28%). 
Ob an den Förderbetrieb auch schon in anderen Fällen 
Eingliederungsbeihilfe oder Einarbeitungszuschüsse gezahlt 
wurden, oder ob der Vorschlag für die Gewährung der 
Eingliederungsbeihilfe vom Arbeitgeber ausging, ist für den 
Eingliederungserfolg demgegenüber kaum von Bedeutung. 

5. Schlußbemerkungen 

Trotz der aufgeführten Unterschiede im Hinblick auf den 
Erfolg der EB-Förderung – hier gemessen am Anteil derer, 
die einige Zeit nach Abschluß der Förderung noch beim 
gleichen Arbeitgeber beschäftigt oder beim Arbeitsamt 
arbeitslos gemeldet waren – sind die Ergebnisse insgesamt 
doch beachtlich positiv ausgefallen. Sowohl der Vergleich 
mit Personen, für die Einarbeitungszuschüsse gezahlt wur-
den (siehe oben), als auch die Tatsache, daß sich zwischen 
der ersten und der zweiten Erhebung kein erneuter Anstieg 
der Arbeitslosigkeit bei den Geförderten gezeigt hat, spre-
chen für diese Bewertung. 
Damit soll allerdings nicht ausgeschlossen werden, daß im 
einzelnen erkennbaren Problembereichen weiter nachgegan-
gen wird. Den Kontakten zwischen Förderbetrieben und 
Arbeitsamt kommt dabei offenbar eine große Bedeutung 
auch für den Erfolg beim Einsatz von Maßnahmen zur 
Eingliederung von Arbeitslosen zu. Trotz aller Belastungen 
in den Arbeitsämtern scheinen solche die Förderung beglei-
tenden Kontakte und zusätzliche Beratungsaktivitäten sei-
tens des Arbeitsamtes gerade auch in den ersten Monaten der 
Förderung notwendig, in denen oft schon die Entscheidung 
über den weiteren Verbleib der Geförderten bei diesem 
Arbeitgeber fällt. 
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